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Gewerbeverband
warnt vorKonkursen
kleinerDetaillisten

Reaktionen Kurt Schmid, Präsident
desAargauischenGewerbeverbandes,
forderte letzte Woche, die 300Millio-
nen Franken im Hilfspaket müssten à
fonds perdu an Unternehmen gehen.
Kredite führten nur zu einer weiteren
VerschuldungvonKMU,deshalb seien
Beiträgenötig, dienicht zurückbezahlt
werdenmüssten. Inder erstenTranche
sind aber nur 40 Millionen Franken à
fonds perdu vorgesehen. Schmid freut
sich, dassderKantondieWirtschaft im
Aargauunterstützt – ist aberenttäuscht,
dass für kleine Detaillisten nichtmehr
Geld zur Verfügung steht. «Nach dem
Entscheid des Bundes müssen diese
Unternehmen noch länger warten, bis
siewiederöffnendürfen», sagt Schmid.
WenneinePapeterie zweiMonate lang
geschlossen sei, drohe ihrdasAus,weil
in dieser Zeit hohe Fixkosten anfielen.
«Leider ist die Regierung mit angezo-
generHandbremse unterwegs.»

Landammann Markus Dieth sagt
auf Nachfrage der AZ: «Wir sind nach
Abwägung aller Argumente der Mei-
nung,dass einegewisseZurückhaltung
beimGiesskannenprinzipgeboten ist.»
Es seimöglich, dass die Sonderverord-
nung angepasst werde und der Anteil
der Beiträge, die nicht zurückbezahlt
werden müssten, sich verändere. Die
Aargauische Industrie- und Handels-
kammer (AIHK) hatte sich im Vorfeld
gegenmehrBeiträgeà fondsperduaus-
gesprochen. Nun begrüsst die AIHK
das Paket des Kantons. Es sei richtig,
denFokusaufNothilfeundLiquiditäts-
sicherung für normalerweise wirt-
schaftlich gesunde Betriebe zu legen.

ParteienunterstützenHilfspaket,
stellenaberZusatzforderungen
Die SP kündigt an, die nötigen Kredite
zu genehmigen, fürchtet aber, dass die
150Millionender erstenTranchenicht
reichen.DieRegierungmüsse raschdie
zweitePhaseangehenundmehrMittel
bereitstellen.Die SVPandererseits fin-
det, dieKantonsmillionen sollten«mit
Bedacht»ausgegebenwerden.DiePar-
tei begrüsst es, dass nicht der ganze
Kredit vorzeitig freigegeben wird, und
fordert zugleich, dass die Wirtschaft
schneller wieder hochgefahrenwird.

Die CVP findet es richtig, dass die
Direktzahlungen an Kleinfirmen «an
Bedingungen geknüpft sind und nicht
mit derGiesskanneausgeschüttetwer-
den». Die CVP ruft die Bevölkerung
auf, regionale Betriebe zu berücksich-
tigen, diebaldwieder geöffnetwerden.
Die FDP will Start-up-Unternehmen
spezielle Beachtung schenken. «Jung-
firmen leiden, sind aber unabdingbar
für eine zukünftigprosperierendeWirt-
schaft.» Die Erhaltung von Betrieben,
die vor der Coronakrise angeschlagen
waren oder keine Zukunftsperspekti-
venhatten, lehnendieFreisinnigenab.
DieGLPerwartet, dass sichdieKrise in
gewissenBranchen erst verzögert aus-
wirkt.Daherdürftendie 300Millionen
nichtnachdemMotto«first come,first
serve»–zudeutsch«werzuerstkommt,
mahlt zuerst», verteilt werden. (fh)
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